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1. Was ist ein Trinkwasserkraftwerk?  
 
Das Trinkwasser wird oft über lange Strecken und Höhendifferenzen in Leitungen trans-
portiert. Dabei wird die im Trinkwasser steckende Energie auf Grund des Höhenunter-
schiedes im Normalfall ungenützt in Unterbrecherschächte bzw. durch den freien Auslauf in 
offene Behälter vernichtet.  
 
Wird diese Energie im Trinkwasser, wie bei einem Kraftwerk für die Stromgewinnung genützt, 
spricht man von einem „Trinkwasserkraftwerk“.  
 
Wenn Sie sich mit dem Gedanken befassen, ein Trinkwasserkraftwerk zu errichten, sollten Sie 
beachten:  
 
 
 
 
Die uneingeschränkte Trinkwasserversorgung muss Vorrang vor jeder 
anderweitigen Nutzung des Trinkwassers haben und so auch Vorrang 

vor der Stromproduktion!  

 



 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
2. Bestandteile bzw. technische Voraussetzungen für ein Trinkwasserkraftwerk  
 
2.1 Einfaches Prinzipschema eines Trinkwasserkraftwerkes  
 
 

 
 
 
 
2.2 Wassergewinnung 
  

- Ein kleineres Trinkwasserkraftwerk braucht im Normalfall einen gleich bleibenden 
Zulaufdruck (Höhenunterschied von der Wassergewinnung bis zur Turbine mit Ge-
nerator im Krafthaus) und eine gleich bleibende Wassermenge, auf welche die Leis-
tung des Trinkwasser-Kraftwerkes (Turbine mit Generator) ausgelegt wird. Das 
Trinkwasserangebot für die Stromproduktion ist aber über das Jahr oft sehr unter-
schiedlich (je nach Quellschüttung). Daher ist meistens eine Speichermöglichkeit 
erforderlich, über die bei geringer Wassermenge ein EIN/AUS Betrieb mit Mindest-
laufzeiten der Turbine mit Generator sichergestellt werden kann.  

 
2.3 Druckrohrleitung  
 
- Die Druckrohrleitung ist die Verbindungsleitung zwischen Wassergewinnung bzw. 
Wasserspeicher und dem Krafthaus (Turbine mit Generator).  
- Bei normalen Trinkwasserversorgungsanlagen wird der Höhenunterschied in den 
Transportleitungen oft durch Unterbrecherschächte, Druckreduzierer usw. abgebaut und 
vernichtet.  
 



 
 
 
 
 
 
 
 
 
Weiters geht man dabei oft davon aus, dass die Transportleitungen nicht unter vollem Druck 
stehen (z.B. immer freier Auslauf sichergestellt) bzw. wird der maximal wirkende 
Höhenunterschied (Druck) auf einen Leitungsabschnitt durch Unterbrecherschächte oder 
Druckreduzierer bewusst reduziert. Bei einem Trinkwasserkraftwerk soll aber der maximal 
mögliche Höhenunterschied (Druck) unvermindert zur Stromgewinnung an der Turbine mit 
Generator zur Verfügung stehen (doppelter Höhenunterschied = doppelte Leistung). Daher 
muss der Druckverlust der Druckrohrleitung möglichst gering gehalten werden. Das bedeutet 
größere Dimensionen und höhere Drücke als üblicherweise für eine normale Transportleitung 
erforderlich.  

- Die Druckrohrleitung eines Trinkwasserkraftwerkes ist aber auch noch einem höheren 
Druck als dem maximal wirksamen Höhenunterschied zwischen Wasserspeicher und 
Krafthaus ausgesetzt, da betriebsbedingt auch noch Druckschläge auftreten können. 
So wird aus einer Transportleitung einer Trinkwasserversorgungsanlage eine 
Druckrohrleitung für ein Trinkwasserkraftwerk.  

- Die Druckrohrleitung muss daher im Regelfall mind. in der Dimension DN 80 zur 
Verfügung stehen und für einen Nenndruck von mind. PN 10 ausgelegt sein.  

- Ob die bestehenden Transportleitungen einer Wasserversorgungsanlage als Druck-
rohrleitung für ein Trinkwasserkraftwerk unverändert geeignet sind, ist daher im 
Einzelfall zu überprüfen.  

 
2.4 Krafthaus (z.B. Trockenkammer eines Hochbehälters)  

 
- Im Krafthaus (kann die Trockenkammer des Hochbehälters oder ein eigenes Bauwerk 

sein) erfolgt die eigentliche Stromproduktion mittels Turbine und Generator.  

- Anschließend wird das Wasser der normalen Trinkwassernutzung zugeführt.  

- Es ist nicht zwingend erforderlich, dass das Trinkwasser nach dem Generator frei 
auslaufen kann. Wird der Generator am Boden der Schieberkammer eines Hoch-
behälters untergebracht, kann das Trinkwasser nach dem Generator auch in den höher 
liegenden Hochbehälter eingeleitet werden.  

- Neben der Turbine mit Generator und den erforderlichen Armaturen ist im Krafthaus die 
gesamte Steuerung mit Steuerschrank unterzubringen.  

- Weiters ist eine Umgehungsleitung notwendig, sodass die Trinkwasserversorgung 
uneingeschränkt sichergestellt werden kann.  

 
2.5 Steuersignalübertragung zwischen Wasserspeicher und Krafthaus  

 
- In der Regel ist eine Steuersignalübertragung zwischen Wasserspeicher und Krafthaus 

erforderlich. Dies erfolgt normalerweise über mit der Druckrohrleitung mitver-legte 
Steuerleitungen. Die kabellose Übertragung der Steuersignale mit Funk ist technisch in 
den meisten Fällen möglich, beim Speicher muss aber eine ausreichende 
Stromversorgung sichergestellt werden können (Netzanschluss oder eventuell kleine 
Photovoltaikanlage)  

 



 
 
 
 
 
 
 
 
 
2.6 Eigenverbrauch oder Einspeisung ins Netz 

 
- Vom Krafthaus muss der Strom mittels Erdkabel/Freileitung zu einem Abnehmer 

transportiert werden können. Dies kann der Kraftwerksbetreiber selbst sein (Eigen-
verbrauch), oder es erfolgt eine Einspeisung in ein öffentliches Netz. Auch eine 
Kombination beider Varianten ist technisch möglich und wird oft auch praktiziert.  

 
3. Rechtliche Voraussetzungen für ein Trinkwasserkraftwerk  
 
Es ist schwierig, über die rechtlichen Voraussetzungen für ein Trinkwasserkraftwerk eine 
allgemein gültige Auskunft zu geben, da diese immer auf den Einzelfall abzustimmen ist.  
 
Trinkwasserversorgungsanlagen können rechtlich unter dem Begriff des „öffentlichen Inte-
resses“ betrachtet und abgehandelt werden. Dies ist jedoch bei Klein-Wasserkraftanlagen und 
somit auch bei der Nutzung des Trinkwassers zur Stromgewinnung derzeit nicht gegeben. 
Unter Umständen hat dies auch Auswirkungen auf die rechtliche Beurteilung und auf die 
Auflagen, welche im Zuge der Bewilligung eines Trinkwasserkraftwerkes vorgeschrieben 
werden.  
 
Ich bedanke mich bei Herrn Dr. Edwin Rader vom Amt der Salzburger Landesregierung für die 
kompetente Unterstützung bei der Erstellung der nachfolgenden Ausführungen.  
 
Die Zuständigkeit ist im Wasserrechtsgesetz (WRG 1959) in den § 98, 99 und 100 geregelt:  
 

- Für Wasserkraftanlagen mit mehr als 500 KW Höchstleistung ist in 1. Instanz der 
Landeshauptmann zuständig (§ 99 Abs. 1 lit b).  

- Für Wasserversorgungsanlagen (ausgenommen Bewässerungsanlagen) mit einer 
Wasserentnahme aus Grundwasser oder Quellen von mehr als 300 l/min (= 5 l/sec) 
oder einer Wasserentnahme aus anderen Gewässern von mehr als 1.000 l/min (= 
16,67 l/sec) sowie für Angelegenheiten der Wasserversorgung eines Versorgungs-
gebietes von mehr als 15.000 Einwohnern ist in 1. Instanz der Landeshauptmann 
zuständig (§ 99 Abs. 1 lit c).  

- Bei UNTERSCHREITUNG der oben angeführten Werte ist die Bezirksverwaltungs-
behörde zuständig (Generalzuständigkeit nach § 98).  

- Die Zuständigkeit des Bundesministeriums für Land- und Forstwirtschaft gemäß § 100 
greift im Zusammenhang mit der Errichtung eines TWKW nicht.  

 



 
 
 
 
 
 
 
 
 
Bei einer Änderung des Verwendungszweckes einer bestehenden Wasserversorgungsanlage 
in ein Trinkwasserkraftwerk teilt dieser neue Antrag hinsichtlich seiner Zuständigkeit das 
rechtliche Schicksal der Hauptwasserversorgungsanlage.  
 
Wenn also eine bestehende Anlage in der Kompetenz des Landeshauptmannes liegt und 
danach die Errichtung eines Trinkwasserkraftwerkes unter 5 l/sec beantragt wird, bleibt die 
Kompetenz beim Landeshauptmann.  
 
3.1 Wasserrechtliche Bewilligungspflicht  
 
Jede Änderung einer best. Wasserversorgungsanlage benötigt grundsätzlich eine wasser-
rechtliche Bewilligung.  
 
Bei der Antragstellung ist zu unterscheiden:  
 

- Die Errichtung eines TWKW mit Einbau einer Turbine in einen best. Hochbehälter stellt 
eine Anlagenänderung dar und ist daher zu Folge Anlagenänderung bezüglich der 
Benutzung öffentlicher Gewässer (§9 Abs. 1 WRG) bzw. Anlagenänderung hinsichtlich 
der Benutzung des Grundwassers (§10 Abs. 2 WRG) bewilligungspflichtig. Es ist daher 
ein Antrag für die Errichtung eines TWKW mit Einbau einer Turbine in einen 
bestimmten Hochbehälter zu stellen. Bezüglich der Anlagenänderung privater 
Tagwässer bedarf diese nur dann einer wasserrechtlichen Bewilligung, wenn hierdurch 
auf fremde Rechte oder in der Folge eines Zusammenhanges mit öffentlichen 
Gewässern oder fremden Privatgewässern auf das Gefälle, auf den Lauf oder die 
Beschaffenheit des Wassers, namentlich in gesundheitsschädlicher Weise, oder auf die 
Höhe des Wasserstandes in diesen Gewässern Einfluss geübt oder eine Gefährdung 
der Ufer, eine Überschwemmung oder Versumpfung fremder Grundstücke 
herbeigeführt werden kann (§9 Abs. 2 WRG).  

- Wenn im ursprünglichen Bewilligungsbescheid der WVA die Nutzung des Quell- oder 
Grundwassers ausschließlich für Trinkwasserzwecke erteilt wurde, ist zusätzlich auch 
um eine Nutzungsänderung der Verwendung des Quell- oder Grundwassers 
anzusuchen. Wurde hingegen im ursprünglichen Bewilligungsbescheid bereits eine 
Bewilligung für Trink-, Nutz- (und Lösch-) wasserzwecke erteilt, ist für die Verwendung 
des Wassers für ein TWKW keine zusätzliche Bewilligung für eine Nutzungsänderung 
erforderlich.  

 
3.2 Parteistellung der Grundeigentümer und anderer Parteien  
 
Die Parteistellung ist grundsätzlich im § 102 WRG 1959 geregelt.  
 
Demnach sind Parteien gemäß Abs. 1:  
 
- lit a: der Antragsteller  

- lit b: diejenigen, die zu einer Leistung, Duldung oder Unterlassung verpflichtet werden sollen 
oder deren Rechte (§ 12 Abs. 2) sonst berührt werden, sowie die Fischereiberechtigten (§ 15 
Abs. 1) und die Nutzungsberechtigten im Sinne des Grundsatzgesetzes 1951 über die 



 
 
 
 
 
 
 
 
 
Behandlung der Wald- und Weidenutzungsberechtigte sowie besondere Felddienstbarkeiten, 
BGBL Nr. 103, (BGBL 1990/252), sowie diejenigen, die einen Widerstreit (§ 17 und § 109) 
geltend machen  
 lit d: Gemeinden im Verfahren nach § 111 a, sonst nur zur Wahrung des ihnen nach § 13 
Abs. 3 und § 31c Abs. 3 zustehenden Anspruchs  

 lit h: das Wasserwirtschaftliche Planungsorgan in Wahrnehmung der in § 55 Abs. 1 lit a bis 
g genannten Aufgaben  
 
 In diesem Zusammenhang wird auf § 13 Abs. 3 verwiesen, wonach das Maß und die Art der 
Wassernutzung keinesfalls soweit gehen dürfen, dass Gemeinden, Ortschaften oder einzelnen 
Ansiedlungen das für die Abwendung von Feuersgefahren, für sonstige öffentliche Zwecke 
oder für Zwecke des Haus- und Wirtschaftsbedarfes ihrer Bewohner erforderliche Wasser 
entzogen wird.  

 Gemäß § 13 Abs. 4 ist das Maß der Wasserbenutzung in der Bewilligung in der Weise zu 
beschränken, dass ein Teil des jeweiligen Zuflusses zur Erhaltung des ökologischen 
Zustandes des Gewässers sowie für andere, höherwertige Zwecke, insbesondere solche der 
Wasserversorgung, erhalten bleibt. Ausnahmen hievon können befristet zugelassen werden, 
insoweit eine wesentliche Beeinträchtigung des öffentlichen Interesses nicht zu besorgen ist.  
 
Aus den vorzitierten Bestimmungen ergibt sich daher ein entsprechender Vorbehalt, welcher 
in die jeweiligen Bewilligungsbescheide für die Errichtung eines TWKW zu Gunsten der in den 
vorzitierten gesetzlichen Bestimmungen angeführten Berechtigten bzw. Interessenten 
aufgenommen werden wird.  
 
Für die Parteistellung der Grundeigentümer ergeben sich nachstehende Fallkonstellationen:  
 
A.) Wenn im ursprünglichen Bewilligungsbescheid für die WVA die Bewilligung für Trink- 
und Nutz- (Lösch-)wasser erteilt wurde, ist nur ein Antrag auf Errichtung eines TWKW mit 
Einbau einer Turbine in den Hochbehälter zu stellen (siehe unter Punkt 3.1).  

 Wenn für das TWKW die ursprünglich bewilligte Konsenswassermenge NICHT 
überschritten wird, hat nur der Grundeigentümer des Hochbehälters Parteistellung (§ 102 Abs. 
1 lit b).  

 Bei Überschreitung der ursprünglich bewilligten Konsenswassermenge hat hingegen 
zusätzlich auch der Grundeigentümer des Quell- oder Grundwasserspenders Parteistellung.  

B.) Wenn im ursprünglichen Bewilligungsbescheid für die WVA die Bewilligung nur für 
Trinkwasser erteilt wurde, ist der Antrag auf Verwendungszweckänderung  
 



 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
und Errichtung eines TWKW mit Einbau einer Turbine in den Hochbehälter zu stellen.  

 In diesem Fall hat immer der Grundeigentümer des Hochbehälters und auch der 
Grundeigentümer des Quell- und Grundwasserspenders Parteistellung, egal ob die bewilligte 
Konsenswassermenge eingehalten oder überschritten wird (§ 102 Abs. 1 lit b).  

C.) Wenn mit der Antragstellung eine Erhöhung der Konsenswassermenge und damit eine 
Erneuerung (veränderte Lage oder größere Dimension) von Leitungen verbunden ist, haben 
gemäß § 102 Abs. 1 lit b Parteistellung neben dem Grundeigentümer des Quell- und 
Grundwasserspenders und dem Grundeigentümer des Hochbehälters auch die vom 
Leitungsaustausch betroffenen Grundeigentümer samt Entschädigungsansprüche.  
 
Diese Ausführungen gelten ausschließlich nur für das öffentlich- rechtliche Verwaltungs-
verfahren nach dem Wasserrechtsgesetz.  
 
Darüber hinaus können zivilrechtliche Ansprüche entstehen, je nachdem ob diesbezügliche 
privatrechtliche Verträge abgeschlossen worden sind oder nicht.  
 
3.3 Parteistellung des Wasserwirtschaftlichen Planungsorgans  
 
 Es ist kein gesondertes Ansuchen zu stellen, das Wasserwirtschaftliche Planungs-organ hat 
lt. § 102 Abs. 1 lit h des WRG 1959 Parteistellung in den entsprechenden wasserrechtlichen 
Bewilligungsverfahren.  

 In diesem Zusammenhang wird darauf hingewiesen, dass Überwasser nicht automatisch 
und selbstverständlich zur Stromgewinnung zur Verfügung steht und neue Auflagen 
hinsichtlich Restwasser bei der Wassergewinnung (Quellfassung) vorgeschrieben werden 
können. Dies trifft insbesondere dann zu, wenn die ursprünglich bewilligte 
Konsenswassermenge geändert wird.  

 Eine rechtzeitige Kontaktaufnahme mit dem Wasserwirtschaftlichen Planungsorgan wird 
daher sinnvoll sein.  
 
3.4 Naturschutzrechtliche Bewilligung  
 
Je nach örtlichen Gegebenheiten kann auch eine naturschutzrechtliche Bewilligung erfor-
derlich sein.  
 
3.5 Elektrizitätsrechtliche Bewilligung für eine Erzeugeranlage  
 
3.5.1 Bewilligungspflicht (über 200 KW)  
 
Gemäß § 45 Abs. 1 LEG (Landeselektrizitätsgesetz 1999) bedarf die Errichtung oder Er-
weiterung einer Erzeugungsanlage mit einer installierten Leistung von mehr als 200 KW 
unbeschadet der nach anderen Vorschriften erforderlichen Bewilligungen udgl. einer elekt-  
 



 
 
 
 
 
 
 
 
 
rizitätsrechtlichen Bewilligung. Für die Erteilung der Bewilligung ist die Landesregierung, bei 
Wasserkraftanlagen bis zu einer Leistung von 500 KW die Bezirksverwaltungsbehörde 
zuständig.  
 
3.5.2 Anzeigepflicht (10 bis 200 KW)  
 
Gemäß § 45 Abs. 2 LEG (Landeselektrizitätsgesetz 1999) ist die geplante Errichtung oder 
Erweiterung von Erzeugungsanlagen mit einer installierten Leistung von mehr als 10 KW und 
höchstens 200 KW der Landesregierung, bei Wasserkraftanlagen der Bezirksverwal-
tungsbehörde, unter Anschluss der erforderlichen Unterlagen (§ 46) rechtzeitig vor Beginn der 
Ausführung anzuzeigen. Wird die Anzeige nicht innerhalb von 3 Monaten nach ihrem Einlagen 
zurückgewiesen, gelten die angezeigten Anlagen als bewilligt. Bei Unvollständigkeit der 
Unterlagen beginnt die Frist erst mit Einlangen der fehlenden Unterlagen zu laufen. Die 
Anzeige ist zurückzuweisen, wenn sich aus den Anzeigeunterlagen oder aus der Art und 
Weise der Ausführung der Anlagen Zweifel am Vorliegen der für eine Bewilligung  
erforderlichen Vorrausetzungen ergeben.  
 
3.5.3 Bewilligungsfreiheit (unter 10 KW)  
 
Für Erzeugungsanlagen kleiner als 10 KW besteht nach dem Salzburger Landeselektrizi-
tätsgesetz 1999 weder eine Anzeige noch eine Bewilligungspflicht.  
 
Die vorzitierten Punkte 3.5.1 und 3.5.2 gelten auch für wesentliche Änderungen von Er-
zeugungsanlagen.  
 
3.6 Elektrizitätsrechtliche Bewilligung für Leitungen zur Einspeisung in das öffentliche 
Netz  
 
Grundsätzlich besteht gemäß § 52 Abs. 1 LEG für die Errichtung und Inbetriebnahme von 
Leitungsanlagen eine Bewilligungspflicht durch die Salzburger Landesregierung.  
 
Ausgenommen von dieser Bewilligungspflicht sind jedoch:  
- Leitungsanlagen bis 1.000 Volt Betriebsspannung (Niederspannung) sowie  
- Leitungsanlagen, die ausschließlich der Ableitung von Ökoenergie dienen  
 
Zusammengefasst ist daher auf Grund der vorzitierten Bestimmungen davon auszugehen, 
dass eine Bewilligungspflicht für Leitungsanlagen nach dem Salzburger LEG entfällt, da es 
sich entweder um eine Niederspannungsleitung handelt oder aber um Leitungsanlagen, die 
ausschließlich der Ableitung von Ökoenergie (TWKW) dienen.  
 
3.7 Einspeisbedingungen bei Einspeisung ins öffentliche Netz  
 
Ungeachtet der rechtlichen Bewilligungen sind bei Einspeisung ins Netz eines Elektrizitäts- 
Versorgungsunternehmens die Einspeisbedingungen abzuklären.  
 



 
 
 
 
 
 
 
 
 
Es wird daher dringend empfohlen, neben der technischen Machbarkeit auch möglichst früh 
die rechtlichen Voraussetzungen für die Nutzung des Trinkwassers zur Stromgewinnung 
abzuklären.  
 
4. Mögliche Stromproduktion  
 
4.1 Leistung des Trinkwasserkraftwerkes  
 
Für eine grobe Abschätzung der Leistung eines Trinkwasserkraftwerkes kann folgende 
Berechnung angestellt werden:  
 
Leistung (KW) = Wassermenge (l/s) x wirksamer Höhenunterschied (m) : 100  
 
z.B.: - zur Verfügung stehende Wassermenge: 10 l/sec  
- Höhenunterschied von der Wassergewinnung bis zum freien Auslauf des Wassers nach der 
Turbine mit Generator: 50 m  
- Leistung = 10 l/s x 50 m : 100 = 5 KW  
 
4.2 Produzierbare Jahresstrommenge des Trinkwasserkraftwerkes  
 
Für eine grobe Abschätzung der produzierbaren Jahresstrommenge kann folgende  
Berechnung angestellt werden:  
 
Jahresstrommenge in KWh = Leistung (KW) x Zeit (Stunden)  
 
z.B.: - Leistung des Trinkwasserkraftwerkes: 5 KW  
- Zeit: 24 Stunden je Tag, 365 Tage je Jahr  
- Jahresstrommenge: = 5 KW x 24 Std/Tag x 365 Tage/Jahr = 43.800 KWh/Jahr  
 
Voraussetzung ist, dass die der Berechnung zugrunde gelegte Leistung (der Berechnung der 
Leistung zugrunde gelegte Wassermenge und wirksamer Höhenunterschied) wirklich an 365 
Tagen zur Stromproduktion zur Verfügung steht. Ansonsten muss mit Mittelwerten gerechnet 
werden Es sind daher möglichst genaue Aufzeichnungen über die zur Verfügung stehende 
Wassermenge (Quellschüttung) über das Jahr erforderlich.  
 
Eventuelle Vorschreibungen hinsichtlich Restwassermenge sind dabei zu beachten.  
 
5. Möglicher Ertrag durch die produzierte Strommenge  
 
Für eine grobe Abschätzung des möglichen Ertrages durch die produzierte Strommenge kann 
folgende Berechnung angestellt werden:  
 
 



 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
5.1 Jahresertrag bei Eigenverbrauch  
 
Wenn der Strom selbst verbraucht wird (Eigenverbrauch), kann die selbst verbrauchte 
Jahresstrommenge mit dem Stromtarif multipliziert werden, den man beim Strombezug über 
einen Stromlieferanten bezahlen müsste (derzeit ca. 0,17 €/KWh für normalen Haus-
haltsstrom):  
 
z.B.: Wenn der Strom zur Gänze selbst verbraucht wird (Eigenverbrauch als normaler 
Haushaltsstrom), kann der Jahresertrag demnach betragen:  
43.800 KWh/Jahr x 0,17 €/KWh = 7.446,00 €/Jahr  
 
5.2 Jahresertrag bei Einspeisung ins öffentliche Netz  
 
Wenn der Strom ins öffentliche Netz eingespeist wird, kann der Strom entsprechend den 
derzeitigen Förderungsrichtlinien an ein Elektroversorgungsunternehmen oder an die 
Ökostrombörse zu „Weltmarktpreisen“ verkauft werden.  
 
Die jeweils gültigen Einspeistarife der Ökostrombörse sind im Internet unter  
www.e-control.at/de/industrie/oeko-energie/oekostrommarkt/marktpreise-gemparagraph-20 
abrufbar und betragen derzeit ca. 0,06 €/KWh.  
 
Die Einspeistarife betrugen im Herbst 2008 über 0,080 €/KWh, Anfang 2010 aber auch noch 
weniger als derzeit und sind nun wieder im Steigen. Eine Übersicht über die Schwankungen 
der Einspeistarife ist auf der gleichen Internet-Seite unter „Marktpreisentwicklung 2003 - 2010“ 
bzw. „Marktpreisentwicklung ab 2003“ zu finden.  
 
z.B.: Wenn der Strom zur Gänze ins öffentliche Netz eingespeist wird, kann der Jahresertrag 
demnach betragen:  
43.800 KWh/Jahr x 0,06 €/KWh = 2.628,00 €/Jahr  
 
Eine Kombination aus Eigenverbrauch und Einspeisung ins öffentliche Netz ist auch möglich.  
 
Für die Wirtschaftlichkeitsbetrachtung ist es daher ganz wesentlich, ob der Strom selbst 
genutzt oder verkauft wird (Eigenverbrauch oder Netzeinspeisung) und wie die Strom-
preisentwicklung in der Zukunft abgeschätzt wird bzw. tatsächlich sein wird. Eine diesbe-
zügliche Prognose ist nur sehr schwer abzugeben.  
 
6. Förderungen  
 
Für die Errichtung von Trinkwasserkraftwerken gibt es Bundesförderungen. Derzeit wird bei 
Kleinwasserkraftwerken bis 50 KW ein Direktzuschuss von € 1.500 je KW gewährt.  
 



 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Förderrichtlinien und die genauen Fördersätze (auch für Leistungen über 50 KW) sowie 
der Förderantrag kann auf der Internetseite www.oem-ag.at/investment abgerufen werden.  
 
Diese Förderrichtlinien gelten nach derzeitigem Wissenstand bis Ende 2014 (Vollinbe-
triebnahme der Anlage bis 31.12.2014).  
 
Ob die derzeit zur Verfügung stehenden Fördermittel bis Ende 2014 ausreichen, um alle  
Förderansuchen abzudecken, ist nicht sicher.  
 
7. Investitionen  
 
Bei den Investitionen sind Nebenkosten wie Planungskosten, Kosten für das Behördenver-
fahren, eventuell Kosten für Leitungsrechte, Dienstbarkeitsrechte usw. neben den Kosten für 
die Errichtung der Anlage selbst, zu berücksichtigen.  
 
z.B.: Bei idealen Verhältnissen:  
- Speicher bei der Wassergewinnung vorhanden  
- Stromversorgung für die Steuerung bei der Wassergewinnung (Speicher) vorhanden  
- Transportleitung kann unverändert als Druckrohrleitung verwendet werden  
- keine zusätzlichen Forderungen der Grundstücksbesitzer für Leitungsrechte usw.  
- Platz im Krafthaus (Trockenkammer im Hochbehälter) für die Turbine mit Generator und 
Schaltschrank vorhanden  
- Strom-Leitungsnetz beim Krafthaus = Hochbehälter für die Verwertung des Stromes 
vorhanden  
- Steuersignalübertragung vom Krafthaus zur Wassergewinnung (Speicher) über Funk möglich  
- Stromversorgung bei der Wassergewinnung vorhanden  
betragen die Kosten für ein Trinkwasserkraftwerk mit einer Leistung von ca. 5KW für Turbine 
mit Generator und Einbindung in die Druckrohrleitung mit Umgehungsleitung und Armaturen 
sowie Steuerung und Schaltschrank mit gesamter elektrotechnischer Ausstattung für die 
Einspeisung ins Netz eines EVU ca. € 40.000,00 bis € 45.000,00.  
 
8. Betriebskosten  
 
Die jährlichen Betriebskosten für die Wartung, kleinerer Reparaturen usw. müssen 
üblicherweise mit ca. 1% bis 5% des Ertrages aus der Jahresstromproduktion veranschlagt 
werden.  
 
 



 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
9. Steuerrechtliche Aspekte  
 
Durch ein Trinkwasserkraftwerk wird eine Wassergenossenschaft zu einem „gewinnorien-
tierten? Unternehmen“. Die steuerrechtlichen Aspekte mit den dafür notwendigen Aufwen-
dungen sind dabei zu berücksichtigen.  
 
10. Wirtschaftlichkeit  
 
Trinkwasserkraftwerke mit Leistungen unter 5 KW sind selbst unter idealen Voraussetzungen 
kaum wirtschaftlich realisierbar.  
Ab einer Leistung von ca. 5 KW bis ca. 10 KW bzw. einer Jahresstromproduktion von über  
25.000 bis 30.000 KWh/Jahr bei Eigenbedarf bzw. 40.000 bis 50.000 KWh/Jahr bei  
Einspeisung ins öffentliche Netz und bei guten Rahmenbedingungen kann die Errichtung  
eines Trinkwasserkraftwerkes wirtschaftlich sinnvoll sein.  
 
11. Detailplanung  
 
Wenn eine Erstabschätzung eine wirtschaftliche Errichtung eines Trinkwasserkraftwerkes 
sinnvoll erscheinen lässt, wenden Sie sich an eine Fachfirma mit entsprechendem Fach-
wissen und Erfahrung und an die zuständige Wasserrechtsbehörde.  
 
Bei Fragen können sie sich auch direkt an den Verfasser der vorstehenden Ausführungen 
wenden:  
 
Ing. Johannes Singer  
Geschäftsführer der TB Singer GmbH  
Bröllsteig 22  
5580 Tamsweg  
06474/7116 oder 0664/530 9449  
singer-tb@aon.at 


